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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN SBIT AG 

A. EINLEITUNG

1.1 

1.2 

1.3 

2.1 

2.2 

2.3 

Vertragspartner 

Vertragspartner im Zusammenhang mit diesen allgemeinen Vertrags- 
und Geschäftsbedingungen („AGB“) sind die SBIT AG,  Nordring 82 B, 
63067 Offenbach am Main („SBIT“) und der Auftraggeber, bzw. Kunde 
(„Kunde“), gemeinsam auch „Vertragsparteien“ oder „Parteien“ genannt.   

Kunden von SBIT im Sinne dieser AGB können ausschließlich Unternehmer i. S. 
d. § 14 BGB sein, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen und keine Verbraucher. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die differenzierte Verwendung 
verschiedener Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen 
gelten gleichermaßen für alle Geschlechter männlich/weiblich/divers. 

Geltungsbereich 

Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AGB in der jeweils gültigen, bzw. 
jedenfalls in der dem Kunden zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als 
Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass SBIT in 
jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müsste. 

Die AGB von SBIT gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder 
ergänzende AGB des Kunden werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, 
als SBIT ihrer Geltung ausdrücklich zuvor zugestimmt hat. Dieses 
Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn SBIT 
in Kenntnis der AGB des Kunden Lieferungen oder Leistungen an diesen 
vorbehaltlos ausführt. 

Im Einzelfall getroffene, individuelle und schriftliche Vereinbarungen mit dem 
Kunden (einschließlich individueller Rahmenverträge, Nebenabreden, 
Ergänzungen und Änderungen) haben Vorrang vor diesen AGB.  

B. ALLGEMEINER TEIL: VERTRAGSGRUNDLAGEN

Vertragsgegenstand 

1.1 Der Vertrag zwischen den Parteien, mithin die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten sowie die jeweils geschuldeten Leistungen der Parteien 
(Vertragsgegenstand) setzen sich aus den folgenden Dokumenten zusammen: 

a) diesen AGB; 

b) dem Auftrag (inkl. dem zu Grunde liegenden Angebot von SBIT); 

c) ggf. zzgl. des jeweiligen Leistungsscheins samt der 
Dienstleistungsschätzung („Leistungsschein“). 

1.2 In den Leistungsscheinen werden der Inhalt, Umfang und die Beschaffenheit der 
geschuldeten Lieferungen und Leistungen geregelt. Daneben beinhaltet der 
Leistungsschein Vorgaben, Bedingungen und Details für den Einsatz der 
vertragsgegenständlichen Leistungen sowie Details über Service Level (SLA) 
oder besondere Mitwirkungs- und Beistellpflichten des Kunden. Nicht in den 
Leistungsscheinen genannte Leistungen oder ausgenommene Leistungen 
(Leistungsabgrenzung), sind von SBIT bis zur Beauftragung durch den Kunden 
und deren Annahme durch SBIT (Auftragsbestätigung) nicht geschuldet und vom 
Kunden nicht zu vergüten. 

1.3 Im Falle von Widersprüchen zwischen den Angaben in den Leistungsscheinen 
und diesen AGB, gehen die Regelungen in der Leistungsscheinen vor.  

Vertragsschluss  

2.1 Angebote von SBIT sind grundsätzlich unverbindlich und freibleibend. Dies gilt 
auch, wenn SBIT dem Kunden, Konzepte, (technische) Dokumentationen sowie 
sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen (auch in elektronischer Form) 
zuvor überlassen hat. Abweichendes gilt nur dann, wenn das Angebot der SBIT 
eine Bindungs- und Annahmefrist ausdrücklich („Gültigkeit bis“) enthält.  

2.2 Soweit die Vertragsparteien nichts anderes schriftlich vereinbaren, kommt der 
Vertrag  

a) mit Zugang des Auftrags („Auftragsbestätigung“) beim Kunden oder

b) zum Zeitpunkt des auf dem Auftrag („Auftragsbestätigung“) genannten 
Vertragsbeginns oder 

c) mit der Annahme des verbindlichen Angebots/Annahmefrist durch den 
Kunden, spätestens jedoch, 

d) mit Bereitstellung und/oder Durchführung der vertragsgegenständlichen 
Leistungen durch SBIT und der Entgegennahme durch den Kunden zu 
Stande. 

2.3 Der Kunde hat mangels einer anderslautenden Vereinbarung oder sofern eine 
solche beratende Leistung nicht von SBIT ausdrücklich in einem 
Leistungsschein geschuldet ist, vor Annahme eines Angebots oder der Erteilung 
eines Auftrages an SBIT stets eigenverantwortlich zu prüfen, ob die jeweiligen 
vertragsgegenständlichen Leistungen den individuellen, technischen, 
wirtschaftlichen und betrieblichen Bedürfnissen und Anforderungen 
entsprechen. 

2.4 Die im Auftrag, Angebot oder den Leistungsscheinen enthaltenen technischen 
Daten, Spezifikationen oder Leistungszusagen verstehen sich ausschließlich als 
Beschaffenheitsangaben i. S. § 434 Abs. 1 S. 1 BGB und stellen keine 
(selbstständige) Garantie oder Beschaffenheitsgarantie dar.  

Grundlagen der Zusammenarbeit  

3.1 Die Vertragsparteien haben sich über alle Umstände aus ihrer eigenen Sphäre 
zu informieren, die Auswirkung auf die vertragsgegenständlichen Leistungen 
haben können („Mitwirkungs- und Beistellpflichten“). Die genannten 
Mitwirkungspflichten der Vertragsparteien sind Hauptleistungspflichten. 

3.2 Sobald eine der Vertragsparteien erkennt oder erkennen muss, dass Angaben, 
Vorgaben oder Spezifikationen und/ 
oder ergänzende Vereinbarungen fehlerhaft, unvollständig, nicht eindeutig oder 
aufgrund ihrer Beschaffenheit und Formulierung objektiv nicht zur Ausführung 
geeignet sind, werden die Vertragsparteien dies dem jeweils anderen 
unverzüglich schriftlich oder in Textform mitteilen. 

3.3 Vereinbarte Fristen in Termin- und Projektplänen können sich bei Änderungen, 
Erweiterungen sowie bei unzureichender Mitwirkung- und Beistellleistungen 
verschieben. Die Verlängerung wird berechnet nach der Dauer der nicht 
vertragsgemäßen Mitwirkung/Beistellung zuzüglich einer angemessenen 
Wiederanlauffrist. Für den Zeitraum, in dem eine Vertragspartei auf 
Informationen oder Mitwirkungshandlungen des anderen wartet, verlängern sich 
die Leistungsfristen entsprechend. Gleiches gilt, wenn eine Partei an der 
ordnungsgemäßen Erfüllung aufgrund von Umständen gehindert ist, die sie nicht 
zu vertreten hat. 

3.4 Die Vertragsparteien haben wechselseitig während des Bestehens der 
Zusammenarbeit ggf. Ansprechpartner zu benennen, die technisch, fachlich und 
kaufmännisch verbindliche Entscheidungen treffen und notwendige 
Informationen zur Verfügung stellen zu können.  

Preise, Vergütung und Fälligkeit 

4.1 Die Preise und die Höhe der Vergütungen („Entgelte“) von SBIT für die 
vertragsgegenständlichen Leistungen sind im jeweiligen Auftrag oder 
Leistungsschein(en) geregelt. Fahrtkosten, Spesen, Datenträger-, Versand-, 
Telekommunikations- und andere Nebenkosten sowie etwaige Change 
Requests (CR`s) werden separat abgerechnet. 

4.2 Alle Preise und Entgelte verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer in der jeweils am Tag der Rechnungsstellung gültigen Höhe.  

4.3 Soweit nicht anders ausdrücklich geregelt, sind Zahlungsforderungen von SBIT 
sofort nach Erhalt der Rechnung ohne Abzug fällig und innerhalb von vierzehn 
(14) Tagen nach Rechnungsdatum zu begleichen, es sei denn, SBIT weist auf 
der Rechnung eine andere Zahlungsfrist aus. 

4.4 SBIT kann dem Kunden Rechnungen und Zahlungserinnerungen auf 
elektronischem Weg stellen und übermitteln.  

4.5 Mangels einer anderslautenden Regelung trägt der Kunde alle Zölle und Steuern, 
die von einer National-, Bundes-, Staats- oder Ortsbehörde im Zusammenhang 
mit diesem Vertrag (insbesondere bei der Ausfuhr von Software oder deren ganz 
oder teilweisen Nutzung außerhalb des ursprünglichen Erwerbslandes) erhoben 
werden, ausgenommen alle Steuern für Umsätze, Einkünfte oder Gewinne von 
SBIT.  

4.6 Ist der Kunde mit Vorschüssen, Teilzahlungen oder Abschlagszahlungen im 
Verzug und leistet auch binnen einer daraufhin gesetzten weiteren Zahlungsfrist 
von 21 Tagen mit dem Hinweis von SBIT, von dem Leistungsverweigerungsrecht 
Gebrauch zu machen, nicht, steht SBIT, unbeschadet der sonstigen Ansprüche, 
ein Leistungsverweigerungsrecht zu. 

Mängelrechte  

5.1 SBIT gewährleistet gegenüber dem Kunden die Mangelfreiheit und 
Funktionsfähigkeit der von SBIT erbrachten vertragsgegenständlichen 
Leistungen. Soweit nicht anderslautend ausdrücklich vereinbart oder von einer 



 

Seite 2 von 2 

gesonderten Hersteller- und Anbieterzusage abgedeckt, übernimmt SBIT 
darüber hinaus keine Gewährleistung, Garantie, Performance-Zusagen und 
Haftung von Lieferungen und Leistungen Dritter, insbesondere nicht dafür, dass 
diese sonstigen Anforderungen des Kunden genügen oder in einer vom Kunden 
getroffenen Auswahl mit anderen Komponenten oder einer anderen Infrastruktur 
zusammenarbeiten. Dies gilt nur dann nicht, wenn ein Leistungsschein eine 
entsprechende Beratungspflicht ausdrücklich vorsieht.   

5.2 SBIT übernimmt keine Gewährleistung für Mängel, die durch eigenmächtige und 
unabgestimmte Änderungen und/oder Ergänzungen an den 
vertragsgegenständlichen Leistungen und Lieferungen durch den Kunden, in 
dessen Auftrag oder durch dessen Erfüllungsgehilfen vorgenommen wurden. 
Ferner übernimmt SBIT keine Gewähr für Fehler, Störungen  
oder Schäden, die durch Umstände eingetreten sind, die der Kunde zu vertreten 
hat, z.B. durch unsachgemäße Installation, Nichtbeachtung der 
Installationserfordernisse, unsachgemäße Bedingung, Infizierung mit 
Computerviren, Verwendung ungeeigneter Datenträger, soweit solche 
vorgeschrieben sind, anormale Betriebsbedingungen (insbesondere 
Abweichungen von Installations- und Lagerbedingungen). 

5.3 Der Kunde ist verpflichtet, SBIT Mängel nach Entdeckung und unter 
Beschreibung der Mangelerscheinung umgehend anzuzeigen, sofern die 
Überwachung und Fehlersuche durch SBIT nicht Bestandteil eines 
Leistungsscheins oder der Mangel auch bei sorgfältiger Untersuchung für den 
Kunden nicht erkennbar ist. 

5.4 SBIT ist nicht verantwortlich, falls SBIT Verpflichtungen aus diesem Vertrag 
aufgrund von Umständen nicht nachkommen kann, die SBIT nicht zu vertreten 
hat und außerhalb jeglicher Einflussmöglichkeit von SBIT liegen. SBIT kann 
insbesondere für die Verfügbarkeit von Energie oder 
Telekommunikationsdienstleistungen (Dritter; z. B. eines Rechenzentrums) nicht 
garantieren. Dies gilt entsprechend auch, wenn eine der Parteien aufgrund 
höherer Gewalt nicht zu leisten in der Lage ist.  

 Haftung  

6.1 Mit Ausnahme von Personenschäden und Schäden aus Rechtsmängeln, Arglist, 
Produkthaftung sowie bei vorsätzlichen und grob fahrlässigen 
Pflichtverletzungen, ist die Haftung der Parteien für einfache Fahrlässigkeit auf 
vorhersehbare und vertragstypische Schäden beschränkt. Der summenmäßige 
Höchstbetrag bei einfacher Fahrlässigkeit beläuft sich für SBIT jedoch mangels 
einer anderslautenden Vereinbarung auf die Höhe des jeweiligen Einzelauftrags.    

6.2 Eine weitergehende Haftung der Vertragsparteien besteht nicht. Es wird 
klargestellt, dass eine Haftung für entgangenen Gewinn, ausgebliebene 
Einsparungen oder für sonstige Folgeschäden nur nach Maßgabe und 
Beschränkung der vorgenannten Regelung besteht. Die vorstehenden 
Haftungsbeschränkungen gelten auch für die persönliche Haftung der 
Mitarbeiter, Vertreter und Organe der Vertragsparteien.   

6.3 Die Haftung von SBIT im Falle von Datenverlust oder auf Datenwiederherstellung 
ist in jedem Fall der Höhe nach begrenzt und zwar auf den Schaden, der auch 
bei regelmäßiger und sachgemäßer Datensicherung durch den Kunden 
eingetreten wäre, insbesondere die zumindest durch eine wöchentliche 
Anfertigung von Sicherungskopien aller Daten und Programme, nicht 
vermeidbar gewesen wäre, es sei denn, das Leistungsbild sieht die 
Datensicherung durch SBIT vor. 

 Verjährung 

7.1 Gewährleistungsansprüche (§Mängelrechte“) verjähren in 12 Monaten, 
gerechnet ab Gefahrübergang oder Abnahme, soweit nicht von den Herstellern 
entsprechend längere Gewährleistungen oder Garantien gewährt werden. 
Insoweit gehen die Gewährleitungsbedingungen der Hersteller vor und finden 
vorrangig Anwendung. Diese Verjährungsfrist gilt auch für vertragliche und 
außervertragliche Schadensersatzansprüche des Kunden, die auf einem Mangel 
der Lieferungen und Leistungen beruhen, es sei denn die Anwendung der 
regelmäßigen gesetzlichen Verjährung würde im Einzelfall zu einer kürzeren 
Verjährung führen. Die Verjährungsfristen und Ansprüche des Gesetzes über die 
Haftung für fehlerhafte Produkte (ProdHaftG) bleiben unberührt. 

7.2 Die gesetzliche Verjährungsfrist gilt hingegen bei Schäden aus Rechtsmängeln, 
Arglist, Vorsatz und grober Fahrlässigkeit sowie im Falle von Personenschäden.  

 Geheimhaltung und Datenschutz 

8.1 Die Parteien verpflichten sich, sämtliche Informationen betreffend die jeweils 
andere Partei (einschließlich verbundener Unternehmen, Kunden, 
Geschäftspartner, Mitarbeiter der jeweiligen Partei), die ihnen im Zuge der 
Zusammenarbeit bekannt werden, streng vertraulich zu behandeln, 

ausschließlich zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses zu nutzen und als 
Geschäftsgeheimnis i. S. d. § 2 des Gesetzes zum Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) anzuerkennen.  

8.2 Jede Partei ist dafür verantwortlich, dass ihre Mitarbeiter und sonstigen 
Erfüllungsgehilfen die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
jene der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) einhalten. Die Parteien verpflichten sich, 
diese Informationen ordnungsgemäß aufzubewahren und alle erforderlichen 
Sicherungsmaßnahmen zu treffen, um die Informationen vor unerlaubter 
Benutzung, Zugriff, Offenlegung, Änderung oder Vernichtung zu schützen. Die 
Vertragsparteien schließen bei Bedarf eine Vereinbarung über die 
Auftragsverarbeitung gemäß Art. 28 DS-GVO und fügen diesen dem Vertrag als 
Anlage bei. 

8.3 Beide Parteien verpflichten sich, ihre Mitarbeiter gesondert zur Einhaltung der 
Vertraulichkeit schriftlich zu verpflichten. Dies gilt auch im Hinblick auf die 
datenschutzrechtliche Verpflichtung zur Vertraulichkeit im Falle der Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten.   

8.4 SBIT ist bis auf Widerruf durch den Kunden berechtigt, auf die Zusammenarbeit 
mit dem Kunden hinzuweisen und diesen als Referenz zu benennen. 

 Compliance 

9.1 Die Vertragsparteien verpflichten sich, nur im Rahmen der jeweils geltenden 
Gesetze zu handeln und insbesondere die Regeln des lauteren Wettbewerbes zu 
beachten. Die Parteien verpflichten sich ausdrücklich und stellen sicher, dass 
weder sie noch deren Mitarbeiter und andere von ihnen Beauftragte verbotene 
Handlungen begehen oder Dritte zu diesen Handlungen anstiften oder hierzu 
Beihilfe leisten. Zu diesen verbotenen Handlungen gehören insbesondere das 
Anbieten, Gewähren, Verlangen oder Annehmen von unrechtmäßigen 
Zahlungen, Zuwendungen oder sonstigen Vorteilen für sich oder einen Dritten 
oder der Verrat von Geschäftsgeheimnissen. 

9.2 Die Vertragsparteien versichern, dass sie ihren Verpflichtungen gegenüber den 
Einzugsstellen (gesetzliche Krankenversicherungen), Berufsgenossenschaft und 
Finanzbehörden sowie gemäß den Bestimmungen des 
Arbeitnehmerentsendegesetzes und Mindestlohngesetzes (AEntG: Mindestlohn 
– Mindestlohngesetz) nachkommen. Sollte einer der Vertragsparteien gegen 
diese Vorgaben verstoßen, hat die andere Partei ein außerordentliches 
Kündigungsrecht. Das Recht, Schadensersatz zu verlangen, bleibt unberührt. 

 

C. SCHLUSSBESTIMMUNGEN  

 Forderungen, Schriftform, Leistungs- und Erfüllungsort  

1.1 Forderungen der Parteien im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis dürfen 
nur mit ausdrücklicher schriftlicher Zustimmung des anderen an Dritte 
abgetreten werden. 

1.2 Änderungen der AGB und dieses Schriftformgebotes bedürfen in jedem Fall der 
Schriftform.  

1.3 Erfüllungsort für alle Leistungen, die aus diesem Vertrag und seinen Anlagen 
geschuldeten sind, ist der Sitz des Kunden.  

 Gerichtsstand, anwendbares Recht und salvatorische Klausel 

2.1 Alle sich aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis ergebenden 
Rechtsstreitigkeiten, einschließlich der Frage des Zustandekommens, der 
Gültigkeit, der Auflösung oder Nichtigkeit, unterliegen der ausschließlichen 
Gerichtsbarkeit des zuständigen Gerichts in München. 

2.2 Auf das Vertragsverhältnis kommt ausschließlich deutsches Recht, unter 
Ausschluss von Kollisionsnormen, die die Anwendbarkeit einer anderen 
Rechtsordnung vorsehen, und unter Ausschluss des UN-Kaufrechts zur 
Anwendung. 

2.3 Sollten sich eine oder mehrere Bestimmungen des Gesamtvertrages als gänzlich 
oder teilweise unwirksam herausstellen, oder sich eine Regelungslücke 
ergeben, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen des 
Gesamtvertrages nicht berührt. Die Parteien sind verpflichtet, an Stelle der 
unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke eine 
wirksame, dem beabsichtigten Inhalt des Gesamtvertrages möglichst 
nahekommende Regelung zu vereinbaren. 

 




